
faltiger Weise unsere tschechoslowakischen Kollegen die 
gesamte gerichtliche Tätigkeit eng mit der Bevölkerung 
verbinden und Wert darauf legen, die Aufgaben der 
Gesetze und der Rechtsprechung den Werktätigen zu 
erläutern, aus deren Erfahrungen und Kritik wiederum 
zu lernen und die demokratische Kontrolle der Recht­
sprechung durch das Volk lebendig zu verwirklichen.

Ein wichtiges Verbindungsglied zwischen Gericht und 
dem werktätigen Volk sind auch in der Tschechoslowa­
kei die von den Werktätigen gewählten Schöffen. 
Große Aufmerksamkeit wenden die Gerichte der guten 
Durchführung der Schöffenschulung zu, an der sich 
durchschnittlich 90% aller Schöffen regelmäßig beteili­
gen. Bis vor kurzer Zeit bestand noch die Form der 
nur kurzzeitigen Teilnahme der Schöffen an der ge­
richtlichen Tätigkeit, an einzelnen Sitzungstagen. Unsere 
tschechoslowakischen Freunde, die unsere Erfahrungen 
mit der langfristigen Tätigkeit der Schöffen am Gericht 
in einer zweiwöchigen Schöffenperiode studiert und 
auch an der ersten deutschen Schöffenkonferenz in 
Leipzig 1956 über die Vorteile dieser Arbeitsmethode 
teilgenommen haben, sind nunmehr auch zu einer über 
eine längere Zeit sich erstreckenden Tätigkeit der 
Schöffen am Gericht übergegangen. Es war aber nicht 
uninteressant für uns zu erfahren, daß diese lang­
fristige Gerichtstätigkeit der Schöffen wiederum den 
Nachteil hat, daß diese nach Ablauf der zweiwöchigen 
Schöffenperiode sehr lange Zeit nicht in ihrem Gericht 
arbeiten und damit die Verbindung abreißen kann. Die 
Zusammenarbeit zwischen Schöffen und Gericht auch in 
der Zwischenzeit aufrecht zu erhalten, muß daher Auf­
gabe einer entsprechenden Gestaltung der Schöffen­
schulung und der Arbeit des Schöffenaktivs sein. In der 
CSR bestehen u. E. gerade in dieser Richtung gute Ein­
richtungen in Gestalt der Schöffenvertrauensmänner- 
Ausschüsse und des ihre laufende Arbeit leitenden 
Sekretariats.

Die politische Massenarbeit der Gerichte kennt viele 
den unseren vergleichbare und verwandte Formen wie 
die Justizaussprachen, Zusammenarbeit mit den Volks­
vertretungen, Aussprachen mit der Bevölkerung über 
interessierende Prozesse oder Gesetzesbestimmungen 
sowie allgemeine Rechtsauskunft und schnelle und gute 
Bearbeitung aller Beschwerden, Anfragen und Wünsche 
der Werktätigen. Unsere tschechoslowakischen Freunde 
legen großen Wert auf eine individuelle, d. h. auf die 
besonderen örtlichen Verhältnisse und Ereignisse abge­
stimmte, Gestaltung der Justizaussprache-Veranstaltun­
gen. Große Bedeutung messen das Ministerium der 
Justiz und alle Gerichte der guten, schnellen und un­
bürokratischen Bearbeitung der Beschwerden der Werk­
tätigen bei. Die Bedeutung dieser Frage kommt in 
einer durch ministerielle Anordnungen gewährleisteten 
sorgfältigen Bearbeitung und regelmäßigen Kontrolle 
zum Ausdruck.

Zu den uns interessierenden Fragen gehörten auch die 
der Ausbildung der juristischen Kader, der Heranbil­
dung des juristischen Nachwuchses sowie der Weiter­
bildung der Richter. Die an den juristischen Fakultäten 
der Universitäten studierenden Juristen müssen ein 
fünfjähriges Studium absolvieren, das mit dem ersten 
Staatsexamen abschließt. Während dieses Studiums 
haben sie zwei jeweils bis sechs Wochen währende und 
unseren Prinzipien entsprechende Berufspraktika abzu­
legen, von denen das erste nach dem vierten, das zweite 
nach dem siebenten Semester liegt. Das Staatsexamen 
umfaßt als Prüfungsfächer auch Logik und Rechtsge­
schichte. Nach seiner Ablegung beginnt für den künfti­
gen Richter, Staatsanwalt und Notar zunächst eine 
zweijährige Praktikantenausbildung, in der er die ver­
schiedenen praktischen Stationen der Justiztätigkeit 
durchläuft. Diese praktische Ausbildung schließt als­
dann mit der zweiten Staatsprüfung, dem Richter­
examen, ab. Die in die Funktion des Richters berufe­
nen Juristen sehen es als ihre selbstverständliche 
Pflicht an, ihr Wissen und ihre Fähigkeiten laufend zu 
vervollkommnen. Wichtige Formen dieser ständigen 
Weiterbildung der juristischen Kader sind Richter­
konferenzen, Aktivtagungen und instruktive Seminare, 
die das Justizministerium durchführt.

Zu den Studienergebnissen, die unsere besondere Be­
achtung fanden, gehörten auch zahlreiche Fragen der Ge­
setzgebungsarbeit. Eine für uns besonders wertvolle

Anregung aus der Arbeit der Hauptabteilung Gesetz­
gebung des tschechoslowakischen Justizministeriums 
war die Ausgestaltung und Arbeitsweise der Abtei­
lung Internationales Recht. Sie besitzt eine umfassende 
Sammlung und Kenntnis der Gesetzgebung aller 
Staaten der Welt. Die ständig wachsenden internatio­
nalen Beziehungen und Verbindungen der Deutschen 
Demokratischen Republik, ihr Handels- und Wirt­
schaftsverkehr mit den befreundeten sozialistischen 
Ländern, den Staaten des Friedenslagers, aber auch 
vielen kapitalistischen Staaten erfordern in immer 
größer werdendem Maße die Kenntnis der Rechts­
normen anderer Staaten und verlangen von uns, dieser 
Frage größere Aufmerksamkeit zu widmen.

Während bei uns noch zahlreiche sanktionierte alte 
Gesetze in Geltung sind und in der Praxis zahlreiche 
Probleme der Anwendung des alten Rechts auf neue 
gesellschaftliche Verhältnisse auftauchen, bereiten der­
artige Fragen unseren tschechoslowakischen Freunden 
keine Schwierigkeiten, da sie auf allen Gebieten neue 
Kodifikationen geschaffen haben und ein neues Zivil- 
recht, Familienrecht, Zivilprozeßrecht, Strafrecht und 
Strafprozeßrecht in Kraft ist. In diesem Zusammenhang 
erhielten wir auch einen Einblick in die ersten Er­
fahrungen mit den aus jüngerer Zeit stammenden 
Novellen zum Strafgesetzbuch und zur Strafprozeßord­
nung3). Interessant scheint uns hier z. B. die Tatsache, 
daß die neuen strafrechtlichen Bestimmungen den An­
wendungsbereich der bedingten Verurteilung auf 
Strafen bis zu zwei Jahren erweitert haben und daß 
auch für Straftaten Erwachsener die Möglichkeit des 
Absehens von Strafe bei Schuldausspruch eingeführt 
worden ist, eine Möglichkeit, die es bisher nur bei 
Jugendlichen gab. In diesem Zusammenhang ist es für 
uns von Interesse, daß im tschechoslowakischen Recht 
kein besonderes Jugendstrafrecht und kein besonderes 
Jugendgericht besteht, gleichwohl aber in Verfahren 
betreffend Jugendliche besonders erfahrene und ge­
eignete Richter und Schöffen tätig werden.

Aus den neuen strafprozessualen Bestimmungen 
interessierte uns, daß sich die neu eingeführte vorbe­
reitende Verhandlung, die es bekanntlich auch im 
sowjetischen Strafprozeß gibt, nach den bisherigen Er­
fahrungen als eine wichtige Verbesserung im Strafver­
fahren bewährt. Sie findet nach der Übergabe der Sache 
an das Gericht durch Einreichen der Anklage bei 
diesem statt. In dieser vorbereitenden Sitzung wird in 
einer besonderen mündlichen Verhandlung des Senats 
unter Anwesenheit des Staatsanwalts darüber entschie­
den, ob der Beschuldigte als Angeklagter vor Gericht 
gestellt werden soll. Es handelt sich also um ein Ver­
fahren, in dem die Entscheidung über die Eröffnung 
des gerichtlichen Hauptverfahrens auf der Grundlage 
einer solchen Vorverhandlung erfolgt, wodurch in 
schwierigen Fällen eine besonders gründliche Überprü­
fung der Anklage ermöglicht wird. In Jugendsachen ist 
eine solche vorbereitende Verhandlung obligatorisch.

Eine für uns sehr interessante Feststellung auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung war die in der CSR be­
stehende klare gesetzgeberische Trennung zwischen 
strafbaren Handlungen nach dem Strafgesetzbuch und 
Übertretungen. Es ist wichtig zu wissen, daß in der 
Tschechoslowakischen Republik neben dem allge­
meinen Strafgesetzbuch ein besonderes Übertretungs­
gesetzbuch besteht. Die Strafen für Übertretungen sind 
öffentlicher Tadel, Besserungsmaßnahmen, Geldstrafen 
und Freiheitsentziehung in geringerer Höhe. Bemer­
kenswert ist in diesem Zusammenhang ferner, daß für 
die nach dem Übertretungsgesetzbuch zu verfolgenden 
Handlungen auch eine Verfahrensordnung besteht, die 
das Strafverfahren betreffend Übertretungen regelt. 
In diesem Verfahren haben auch die Nationalaus­
schüsse bestimmte Strafbefugnisse, d. h. also, Über­
tretungen werden in bestimmtem Umfang im Wege 
der Verwaltungsstrafbefugnis dieser örtlichen Organe 
der Staatsmacht geahndet. Ihre Strafbefugnis ist aller­
dings begrenzt und erstreckt sich nur auf den Erlaß 
von Geldstrafen in geringer Höhe oder Besserungs­
maßnahmen. Freiheitsentziehung können sie nicht 
aussprechen; das ist ausschließlich Aufgabe des Ge­
richts. Polizeiliche Strafverfügungen, wie wir sie bei 
uns kennen, kennt das tschechoslowakische Recht da-
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3) vgl. auch NJ 1957 S. 70.


